
 

 

 

Gesetz- und Verordnungsblatt 

für das Land Hessen 

2025 Wiesbaden,  den 4. Juli  2025 Nr. 37 

Verordnung über die Aufgabenübertragung auf die Wirtschafts- und Infrastrukturbank 
Hessen für den Geschäftsbereich des für Finanzen zuständigen Ministeriums 

(WIBank-Aufgabenübertragungsverordnung-Finanzen – WIBankAÜVF)*) 

Vom 18. Juni 2025 

Aufgrund des § 3 Abs. 1 Satz 1 des Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen-Gesetzes vom 
18. Dezember 2006 (GVBl. I S. 732), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. November 2022 
(GVBl. S. 570), verordnet der Minister der Finanzen im Einvernehmen mit dem Minister für Wirt-
schaft, Energie, Verkehr, Wohnen und ländlichen Raum: 

§ 1  

Anwendungsbereich 

Diese Verordnung 

1. regelt die Übertragung der Aufgaben nach § 2 Abs. 8 des Wirtschafts- und Infrastrukturbank 
Hessen-Gesetzes und weiterer Aufgaben nach § 3 des Wirtschafts- und Infrastrukturbank 
Hessen-Gesetzes durch das Land auf die Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen und 

2. konkretisiert insoweit die ausschließliche Zuständigkeit der Wirtschafts- und Infrastrukturbank 
Hessen 

für den Geschäftsbereich des für Finanzen zuständigen Ministeriums. 

§ 2 

Ausschließlichkeit der Aufgabenübertragung auf die 
Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen, Einbeziehung Dritter 

(1) Die in § 3 bezeichneten Aufgaben und hiermit verbundenen Dienste werden der Wirtschafts- 
und Infrastrukturbank Hessen durch das Land ausschließlich übertragen. Soweit Aufgaben nach 
Satz 1 übertragen sind, ist eine Inanspruchnahme von Dritten durch das Land ausgeschlossen. 

(2) Die Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen ist berechtigt, bei der Erfüllung ihrer Aufgaben 
Dienste Dritter unter Beachtung der Grundsätze von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit nach § 7 
der Hessischen Landeshaushaltsordnung vom 1. April 2022 (GVBl. S. 184), geändert durch Ge-
setz vom 12. Dezember 2022 (GVBl. S. 750), und der einschlägigen vergaberechtlichen Vor-
schriften in Anspruch zu nehmen, soweit sich die in Anspruch genommenen Dienste auf Vorstu-
fenleistungen beschränken und andere Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen. 

 
*) FFN 56-18 



 

 

§ 3 

Ausschließlich zugewiesene Aufgaben 

(1) Die in § 2 Abs. 8 des Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen-Gesetzes bezeichnete Auf-
gabe der Verwaltung des Sondervermögens Hessischer Investitionsfonds wird der Wirtschafts- 
und Infrastrukturbank Hessen durch das Land ausschließlich übertragen, soweit eine ausschließ-
liche Übertragung nicht bereits in § 2 Abs. 8 des Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen-Ge-
setzes angelegt ist. 

(2) Die Umsetzung des Förderprogramms Hessengeld wird der Wirtschafts- und Infrastruktur-
bank Hessen ausschließlich übertragen. 

§ 4 

Konkretisierung der Aufgaben der Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen 
als Bewilligungsstelle 

Die der Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen nach § 3 Abs. 2 ausschließlich zugewiese-
nen hoheitlichen und allgemeinen Aufgaben als Bewilligungsstelle umfassen die in der Förder-
richtlinie in Verbindung mit § 44 der Hessischen Landeshaushaltsordnung und den jeweiligen 
Verwaltungsvorschriften genannten und daraus abgeleiteten Tätigkeiten. Hierzu gehören vor al-
lem die Durchführung des Bewilligungsverfahrens, die Prüfung der Bewilligungsvoraussetzun-
gen, der Erlass von Zuwendungsbescheiden, die Auszahlungen der Zuwendungen sowie der Er-
lass von Änderungs-, Widerrufs-, Rücknahme-, Ablehnungs- und Rückforderungsbescheiden so-
wie die damit im Zusammenhang stehenden Aufgaben. Der Wirtschafts- und Infrastrukturbank 
obliegt darüber hinaus die Durchführung der Rechtsbehelfsverfahren. 

§ 5 

Vorbehalt 

Die Zuweisung und Durchführung der Aufgabe erfolgt unter dem Vorbehalt, dass Bestimmun-
gen der Satzung der Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen oder andere Rechtsvorschriften 
nicht entgegenstehen. 

§ 6 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. August 2024 in Kraft. 

Wiesbaden, den 18. Juni 2025 

Der Hessische Minister der Finanzen 

Prof. Dr. Lorz 

Hessische Staatskanzlei 
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